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Einleitung*

Fragen des Tierschutzes gewinnen zunehmend an gesellschaftlicher und politi-
scher Bedeutung. Zwar verbringen landwirtschaftliche Nutztiere und Versuchs-
tiere ihr Leben in Produktionsanlagen und Laboren weitgehend abgeschottet von
der öffentlichen Wahrnehmung. Die zunehmende Medienberichterstattung über
Massentierhaltungen und Tierversuche, aber auch neuere wissenschaftliche Er-
kenntnisse über die Schmerz- und Leidensfähigkeit von Tieren sowie eine Reihe
von Lebensmittelskandalen sorgten unterdessen in der Vergangenheit für wach-
sende öffentliche Aufmerksamkeit und bewirkten, dass der Umgang des Men-
schen mit dem Tier verstärkt zum Gegenstand öffentlicher Debatten wurde.1

Eine Weiterentwicklung mehrheitlicher Wert- und Gerechtigkeitsvorstellungen
wird regelmäßig vom geltenden Recht abgebildet.2 So setzte auch das Erstarken
eines allgemeinen Tierschutzbewusstseins zusehends Impulse für die Entwick-
lung des Tierschutzrechts. Zahlreiche Änderungen des materiellen Tierschutz-
rechts und nicht zuletzt die im Jahr 2002 erfolgte Aufnahme des Tierschutzes als
Staatsziel in Art. 20a GG trugen der zunehmenden Anteilnahme mit dem Schick-
sal der Tiere Rechnung.

Aktuell bestimmt die Diskussion um die tierschutzrechtliche Verbandsklage
den juristischen Diskurs im Tierschutzrecht.3 Dieses – insbesondere aus dem
Umweltrecht bekannte – Rechtsinstrument ermöglicht es anerkannten Tierschutz-
verbänden, gewissermaßen als „Anwälte der Tiere“ vor den Verwaltungsgerich-
ten aufzutreten und objektive Rechtsverstöße auf dem Gebiet des Tierschutz-
rechts zu rügen, ohne in eigenen Rechten betroffen zu sein.

Nachdem entsprechende Initiativen auf Bundesebene bislang scheiterten, haben
einzelne Bundesländer in der Vergangenheit ein solches Klagerecht für Tier-
schutzverbände auf Landesebene eingeführt. Seither existieren Verbandsklage-

* Es sind stets Personen männlichen und weiblichen Geschlechts gleichermaßen ge-
meint; aus Gründen der einfacheren Lesbarkeit wird im Folgenden nur die männliche
Form verwendet.

1 Vgl. WBA, Wege zu einer gesellschaftlich akzeptierten Nutztierhaltung, S. 61 f.,
S. 69 f.; Martinez, RW 2016, S. 441 f. m.w. N.

2 Gärditz, in: Löwer/Gärditz (Hrsg.), Wissenschaft und Ethik, S. 128.
3 Vgl. Kloepfer/Kluge (Hrsg.), Die tierschutzrechtliche Verbandsklage, passim; Schür-

meier, NuR 2017, S. 316 ff.; Fest/Köpernik, DVBl. 2012, S. 1473 ff.; Caspar, DÖV
2008, S. 145 ff.; Näckel/Wasielewski, NordÖR 2004, S. 379 ff.



rechte für Tierschutzverbände in den Bundesländern Bremen (2007)4, Nordrhein-
Westfalen (2013)5, Saarland (2013)6, Hamburg (2013)7, Rheinland-Pfalz (2014)8,
Baden-Württemberg (2015)9, Schleswig-Holstein (2015)10 und Niedersachsen
(2017)11.

Rechtspolitische Forderungen nach einer tierschutzrechtlichen Verbandsklage
stehen in der Regel im Zusammenhang mit dem Vorwurf erheblicher Vollzugs-
defizite im Tierschutzrecht. Befürworter der Verbandsklage sind der Auffassung,
dass das geltende Recht zum Schutz der Tiere in vielen Fällen von den Norm-
adressaten nicht befolgt und von den zuständigen Vollzugsbehörden nicht effektiv
durchgesetzt werde. Sie sehen daher in der tierschutzrechtlichen Verbandsklage
eine Möglichkeit zum Abbau des konstatierten Vollzugsdefizits.

Von den Gegnern der tierschutzrechtlichen Verbandsklage wird demgegenüber
bereits das Vorhandensein eines Vollzugsdefizits angezweifelt.12 Danach werde
das Vollzugsdefizit im Tierschutzrecht zwar „immer mal wieder behauptet“, sei
„aber wohl sehr stark eine Frage der Wahrnehmung, die von einzelnen Fehlern
auf generelle Defizite“ schließe.13 Der hohe materiell-rechtlich vorgegebene
Tierschutzstandard werde von den Normadressaten und den zuständigen Behör-

20 Einleitung

4 Gesetz über das Verbandsklagerecht für Tierschutzvereine (TSVbeklG) v. 25.09.
2007 (Brem. GBl. 2007, S. 455), zuletzt geändert durch Geschäftsverteilung des Senats
v. 13.12.2011 (Brem. GBl. 2012, S. 24).

5 Gesetz über das Verbandsklagerecht und Mitwirkungsrechte für Tierschutzvereine
(TierschutzVMG NRW) v. 25.06.2013 (GV. NRW. 2013, S. 416).

6 Gesetz Nr. 1810 über das Verbandsklagerecht für anerkannte Tierschutzverbände
(Tierschutzverbandsklagegesetz – TSVKG) v. 26.06.2013 (ABl. I 2013, S. 268).

7 Hamburgisches Gesetz über das Verbandsklagerecht für Tierschutzvereine (Ham-
burgisches Tierschutzverbandsklagegesetz – HmbTierSchVKG) v. 21.05.2013 (Hmb-
GVBl. 2013, S. 248).

8 Gesetz über Mitwirkungsrechte und das Verbandsklagerecht für anerkannte Tier-
schutzvereine (TierSchLMVG) v. 03.04.2014 (GVBl. 2014, S. 44), zuletzt geändert
durch Gesetz v. 27.11.2015 (GVBl. 2015, S. 383).

9 Gesetz über Mitwirkungsrechte und das Verbandsklagerecht für anerkannte Tier-
schutzorganisationen (TierSchMVG) v. 12.05.2015 (GBl. 2015, S. 317).

10 Gesetz zum Tierschutz-Verbandsklagerecht (TierSchVKG SH) v. 22.01.2015
(GVOBl. 2015, S. 44).

11 Gesetz über Mitwirkungs- und Klagerechte von Tierschutzorganisationen (Tier-
SchKG ND) v. 06.04.2017 (Nds. GVBl. 2017, 108).

12 Vgl. NRW LT Apr. 15/340, S. 10 f., S. 20; Tierärztekammer Westfalen-Lippe, Stel-
lungnahme 15/1098, Öffentliche Anhörung zum Gesetz über das Verbandsklagerecht
und Mitwirkungsrechte für Tierschutzvereine in NRW, S. 1; Schleswig-Holsteinischer
Richterverband, Stellungnahme 18/862 zum Entwurf eines Gesetzes zum Tierschutz-
Verbandsklagerecht in Schleswig-Holstein, S. 4 ff.; Deutsche Gesellschaft für Agrar-
recht, Stellungnahme 18/1060 zum Entwurf eines Gesetzes zum Tierschutz-Verbands-
klagerecht in Schleswig-Holstein, S. 8.

13 Wolfgang Löwer, Stellungnahme 15/1110, Öffentliche Anhörung zum Gesetz über
das Verbandsklagerecht und Mitwirkungsrechte für Tierschutzvereine in NRW, S. 3.



den bereits wie selbstverständlich in der täglichen Arbeit praktiziert.14 Zusätzlich
stelle ein engmaschiges Netz an Kontrollen in der Praxis die Einhaltung der tier-
schutzrechtlichen Vorgaben sicher.15 Immerhin seien die zuständigen Behörden
beim Vollzug des Tierschutzrechts nach dem Grundsatz der Gesetzesbindung der
Verwaltung umfassend an Gesetz und Recht gebunden und müssten die Belange
der Tiere schon von Amts wegen berücksichtigen.16 Aus dem vermeintlich ord-
nungsgemäßen Vollzug wird abgeleitet, dass schon gar kein Bedarf für die Ein-
führung einer tierschutzrechtlichen Verbandsklage bestehe.17 Vielmehr stelle
man mit der Einführung von Verbandsklagerechten die Tierhalter und -nutzer
sowie die zuständigen Behörden ohne Not unter einen Generalverdacht. Insbe-
sondere die unmittelbar für den Vollzug zuständigen Behörden fassen den Hin-
weis auf Vollzugsprobleme in der Regel als Schuldvorwurf auf.18

Nähere Ausführungen zum Bestehen oder Nichtbestehen eines Vollzugsdefi-
zits im Tierschutzrecht werden allerdings sowohl von den Befürwortern als auch
von den Gegnern der tierschutzrechtlichen Verbandsklage nicht vorgebracht. In
der Regel bleibt es auf beiden Seiten bei einer pauschalen Behauptung der jewei-
ligen Sichtweise. Auch in der – nur punktuellen – rechtswissenschaftlichen Lite-
ratur zum Tierschutzrecht ist regelmäßig von einem Vollzugsdefizit die Rede,
allerdings ohne näher auf dessen Ursachen, Erscheinungsformen und Auswirkun-
gen einzugehen.19 Die aktuelle Diskussion um den Vollzug des Tierschutzrechts

Einleitung 21

14 NRW LT Plen.-Prot. 16/8 v. 13.09.2012, S. 369; NRW LT Plen.-Prot. 16/33,
S. 2913; Bauern- und Winzerverband Rheinland-Nassau e.V., Stellungnahme 16/3492
zum Gesetzentwurf für das TierSchLMVG in Rheinland-Pfalz, S. 3.

15 Rheinland-Pfalz LT-Drs. 16/3403, Entschließungsantrag CDU zum Gesetzentwurf
für das TierSchLMVG in Rheinland-Pfalz, S. 1; Bauern- und Winzerverband Rheinland-
Nassau e.V., Stellungnahme 16/3492 zum Gesetzentwurf für das TierSchLMVG in
Rheinland-Pfalz, S. 3.; NRW LT Apr. 16/163, S. 24; NRW LT Apr. 15/340, S. 10 f.;
Bayer Pharma AG, Stellungnahme 16/429, Öffentliche Anhörung zum Gesetz über das
Verbandsklagerecht und Mitwirkungsrechte für Tierschutzvereine in NRW, S. 1; Ver-
band Forschender Arzneimittelhersteller, Stellungnahme 16/434, Öffentliche Anhörung
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